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1. Ausgangslage 
 

Menschenhandel zum Zweck der sexuel-

len Ausbeutung ist ebenso wie Men-

schenhandel zur Ausbeutung der Ar-

beitskraft eine Straftat (§§ 232ff. Straf-

gesetzbuch - StGB), die gegen Artikel 

der Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte (Artikel 1, 2, 3, 4 und 13) 

verstößt, physische und psychische 

Schäden bei den Opfern verursachen 

kann, massiv in das Selbstbestimmungs-

recht eingreift und traumatische Auswir-

kungen haben kann. So reichen häufig 

geringste versteckte oder offene Dro-

hungen aus, um das Opfer von Men-

schenhandel von einer Aussage gegen 

die Täterinnen und Täter zurückschre-

cken zu lassen.  

 

Gerade der Aussagebereitschaft und 

letztlich dem Beweiswert einer unmittel-

baren Zeugenaussage der betroffenen 

Opfer kommt jedoch im Strafverfahren 

bei Delikten des Menschenhandels ein 

ausgesprochen hoher Stellenwert zu.  

 

2. Ziele des Kooperationskon-
zeptes 
 
Das Kooperationskonzept soll dazu 
beitragen, 

 
• einen adäquaten Schutz für die 

Opfer zu bieten und Gefahren für 

die Opfer abzuwehren, 

• eine schnelle und effektive finan-

zielle Hilfe sicher zu stellen, 

• ein effektives Bekämpfen von 

Straftaten zu ermöglichen, 

• Rahmenbedingungen aufzuzei-

gen, um ein koordiniertes, struktu-

riertes und konsequentes Vorge-

hen aller beteiligten Stellen beim 

Bekämpfen des Menschenhan-

dels zu ermöglichen, 

• Netzwerke zwischen den Beteilig-

ten zu stärken. 

 
Zielgruppe des Kooperationskonzep-
tes 
Mit Hilfe des Kooperationskonzeptes 

sollen die vorwiegend ausländischen 

Personen, die Opfer von Menschenhan-

del und anderen damit einhergehenden 



Gewaltdelikten sind, soweit gestärkt 

werden, dass sie als Zeuginnen oder 

Zeugen in Strafverfahren aussagen kön-

nen. Zur Zielgruppe gehören auch Per-

sonen, bei denen konkrete Anhaltspunk-

te dafür sprechen, dass sie Opfer von 

Menschenhandel geworden sind und 

Opfer von Menschenhandel, die die 

ihnen eingeräumte, mindestens 3-

monatige Bedenkfrist, während der eine 

Abschiebung nicht erfolgen darf (§ 59 

Abs. 7 S. 2 AufenthG), für sich in An-

spruch nehmen (nachfolgend im Text 

zusammenfassend „Opfer von Men-

schenhandel“ oder „Opfer“).  

 

Adressaten des Kooperationskonzep-
tes 
Adressaten des Kooperationskonzeptes 

sind staatliche und nichtstaatliche Orga-

nisationen (mit zum Teil unterschiedli-

chen Zielsetzungen), die in Fällen des 

Menschenhandels tätig werden oder mit 

Opfern von Menschenhandel in Kontakt 

kommen. Diese verständigen sich dar-

über, zum Wohl der Opfer und einer 

wirksamen Strafverfolgung vertrauens-

voll zusammen zu arbeiten und sich ge-

genseitig zu unterstützen. Dabei ist ge-

genseitiges Verständnis für die Rollen 

und Aufgaben der beteiligten Stellen un-

abdingbar. In jedem Einzelfall sind die 

Interessen der Strafverfolgung und des 

Opferschutzes abzuwägen sowie die 

Vorgaben des Aufenthaltsrechts und 

anderer Rechtsgrundlagen zu beachten. 

 
Eine erfolgreiche Kooperation erfordert 

Wissen über die unterschiedlichen Ziel-

setzungen und Akzeptanz der beteiligten 

Stellen. Es bedarf schon aus rechtlichen 

Gründen einer klaren Trennung von Er-

mittlungen einerseits und Beratung und 

Betreuung andererseits, um einen mög-

lichen Vorhalt einer auf die Aussagen 

Einfluss nehmenden Betreuung zu ver-

meiden. Die unterschiedlichen Aufga-

bengebiete und Verantwortlichkeiten 

müssen auch gegenüber den Betroffe-

nen transparent sein. Darüber hinaus 

benennt das Kooperationskonzept die 

Aufgaben der beteiligten Stellen (Die 

Kooperationspartner des Konzeptes Op-

fer von Menschenhandel, deren Aufga-

ben und Zuständigkeiten im Einzelnen – 

siehe Anlage 1). 

 

3. Sozialfonds 
 
Um mittellose Opfer zu unterstützen, die 

häufig finanziell abhängig sind von den 

Personen, die sie ausbeuten, wurde der 

Sozialfonds „Schutz und Hilfen für Opfer 

von Menschenhandel“ errichtet.  

 

Der Sozialfonds ist gegenüber den Hilfen 

im Rahmen der Anwendung des  Zeu-

genschutz-Harmonisierungsgesetzes 

(Gesetz zur Harmonisierung des Schut-



zes gefährdeter Zeugen - ZSHG) nach-
rangig.   

 

Der Sozialfonds dient insbesondere ei-

ner sofortigen, sicheren Unterbringung 

sowie der Gewährung des Unterhalts 

während der Zeit der Erstunterbringung. 

Ziel ist es, die Versorgung sowie die Be-

gleitung von Opfern so lange sicherzu-

stellen, bis die endgültige Kostenträger-

schaft geklärt ist.  

 

Wichtig:  
Bei Minderjährigen und Heranwach-
senden (18 bis 21 Jahre) ist in den 
Fällen eines Hilfebedarfs nach SGB 
VIII unmittelbar die Zuständigkeit des 
örtlich zuständigen Trägers der Ju-
gendhilfe (Jugendamt) gegeben, der 
sofort tätig werden muss. Hilfen aus 
dem Sozialfonds werden nicht ge-
währt. 
 
(Zum Verfahren zur Nutzung des Sozial-

fonds – siehe Anlage 2) 

 

4. Schutz, Beratung und Beglei-
tung  
 
Zum Schutz und zur Unterstützung der 

Opfer von Menschenhandel arbeiten alle 

Beteiligten im Sinne der vereinbarten 

Verfahrensweise vertrauensvoll und mit 

dem unabdingbar notwendigen gegen-

seitigen Verständnis für die unterschied-

lichen Rollen und Aufgaben der beteilig-

ten Stellen zusammen.  

(Im Einzelnen – Siehe Anlage 3.)  

 

 

5. Gegenseitige Unterstützung 
 

Die Polizei (Im Einzelnen siehe Anlage 

3) berät bedarfsorientiert die Beratungs- 

und Fachberatungsstellen „Menschen-

handel“ hinsichtlich möglicher Maßnah-

men zum Schutz ihrer Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter. 

 

Auf der Basis vertrauensvoller Zusam-

menarbeit erfolgt ein Austausch von In-

formationen zwischen Polizei und Bera-

tungs- und Fachberatungsstellen „Men-

schenhandel“ über sicherheitsrelevante 

Entwicklungen für die betroffenen Per-

sonen, auch im Hinblick auf die individu-

elle Gefährdung im Herkunftsland, und 

über wichtige Erkenntnisse im Zusam-

menhang mit Menschenhandelsdelikten. 

 

Beratungs- und Fachberatungsstellen 

„Menschenhandel“, Justiz-, Polizei- und 

erforderlichenfalls weitere beteiligte Be-

hörden führen alle zwei Jahre ein Evalu-

ierungsgespräch mit dem Ziel der Fort-

entwicklung der Zusammenarbeit und 

der Verbesserung der Anwendungspra-

xis des Kooperationskonzeptes. Das 

MIFKJF übernimmt dabei die Federfüh-

rung. Darüber hinaus wird angestrebt 



einen regelmäßigen Erfahrungsaus-

tausch zwischen den mit den Opfern von 

Menschenhandel Arbeitenden zu führen. 

Das MIFKJF übernimmt dabei die Feder-

führung. 
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6. Anlagen, Hinweise, Übersichten 
 

1. Kooperationspartner des Konzeptes Opfer von Menschenhandel  

– Aufgaben und Zuständigkeiten  

2. Verfahren zur Nutzung des Sozialfonds 

a.) Formular „Kostenübernahmeerklärung für eine vorübergehende Unterbrin-

gung (längstens 4 Tage)  

b.) Formular „Abtretungserklärung der/des Betroffenen - Übertragung im wohl-

verstandenen Interesse (§ 53 Abs. 2 Nr. 2 Sozialgesetzbuch I (SGB I))“ 

3. Kooperation „Schutz, Beratung und Begleitung“ – Aufgabenteilung 

4. Übersicht der Sozialleistungen für Opfer von Menschenhandel 

a.) Formular “Antrag von Sozialleistungen“ 

b.) Liste der Sozialleistungsträger 

5. Leitfaden für aufenthaltsrechtliche Fragen (Opfer von Menschenhandel) 

6. Opfermerkblatt 

7. Flyer der anwaltlichen Beratungsstelle 

8. Adressen 
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Anlage 1 
 
Kooperationspartner des Konzeptes Opfer von Menschenhandel  
– Aufgaben und Zuständigkeiten  
 
Strafverfolgungsbehörden (Staatsanwaltschaft, Polizei) 
Die Feststellung, ob zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für die Begehung einer 

Straftat vorliegen, obliegt der Staatsanwaltschaft. Über die Durchführung von Straf-

verfolgungsmaßnahmen entscheidet die Staatsanwaltschaft, bei Gefahr im Verzug 

die Polizei. 

 

Liegen noch keine zureichenden Anhaltspunkte für eine Straftat vor, weil z.B. noch 

nicht von einem Eintritt ins Versuchsstadium des Tatbestands des Menschenhandels 

oder eines anderen Straftatbestands ausgegangen werden kann, trifft die Polizei in 

einem reinen Gefahrensachverhalt die erforderlichen Maßnahmen und Entscheidun-

gen alleine.  

 

Die Polizei prüft, ob die Person die Voraussetzungen zur Durchführung von Zeugen-

schutzmaßnahmen der Polizeipräsidien oder des Landeskriminalamtes (LKA) (im 

Sinne des Gesetzes zur Harmonisierung des Schutzes gefährdeter Zeugen - Zeu-

genschutz-Harmonisierungsgesetz - ZSHG) erfüllt. 

 

Im Rahmen der Zuständigkeit der Polizei wird eine ermittlungsführende Dienststelle1 

tätig und eine solche, die die im Einzelfall notwendigen Zeugenschutzmaßnahmen 

vornimmt.  

 

Die Polizei gewährleistet die Strukturierung und Koordination notwendiger Schutz-

maßnahmen außerhalb des Regelungsbereichs des ZSHG durch Zuweisung an die 

Zeugenschutzdienststelle des LKA oder an die Zeugenschutzdienststelle eines Poli-

zeipräsidiums. 

 

Ob die Anwesenheit der betroffenen Person im Bundesgebiet sachgerecht erscheint, 

weil die Erforschung des Sachverhalts ohne deren Angaben erschwert wäre (§ 25 

1 Die ermittlungsführende Dienststelle des Polizeipräsidiums bindet das Sachgebiet „verdeckte Maß-
nahmen“ der Kriminaldirektion in den Sachverhalt ein, die Ermittlungsdezernate des LKA das dortige 
Zeugenschutzdezernat. Im Übrigen gelten die Regelungen der ergänzenden Richtlinie des LKA zur 
Durchführung von Maßnahmen zum Schutz gefährdeter Zeugen vom 01. März 2012. 
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Abs. 4 a Satz 2 Nr. 1 oder § 60a Abs. 2 S. 2 AufenthG), entscheidet die zuständige 

Staatsanwaltschaft2. Auch die Mitteilung der Widerrufsgründe nach § 52 Abs. 5 S. 1 

und 2 AufenthG an die Ausländerbehörden obliegt der Staatsanwaltschaft3.  

 

Beratungs- und Fachberatungsstellen „Menschenhandel“ 

In Rheinland-Pfalz gibt es Beratungsstellen, die - auch - von Menschenhandel Be-

troffene beraten und soweit sie dies nicht wahrnehmen können an eine Fachbera-

tungsstelle „Menschenhandel“ (Beratungsstellen mit dem Schwerpunkt Beratung von 

Opfern von Menschenhandel zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung) weitervermit-

teln (Anlage 8 j.).  

Die rheinland-pfälzischen Fachberatungsstellen „Menschenhandel“ bieten ein umfas-

sendes und langfristiges Begleitungsangebot für Opfer in Fällen des Menschenhan-

dels an. Dieses beinhaltet insbesondere Unterstützung bei der Unterbringung, Bera-

tung und Zeuginnen- und Zeugenbegleitung sowie Integrations- und Reintegrations-

maßnahmen. Die Fachberatungsstellen „Menschenhandel“ benennen feste An-

sprechpartnerinnen oder Ansprechpartner, die auch für die Kooperation, Koordinati-

on und Fortbildung des Personals der ebenfalls unterbringenden Einrichtungen zu-

ständig sind.  

 

Kommunale Gebietskörperschaften - Ausländerbehörden  
Die Ausländerbehörden klären den aufenthaltsrechtlichen Status der Opfer von Men-

schenhandel (Im Einzelnen siehe Anlage 5). Dabei berücksichtigen sie die besonde-

re Schutzbedürftigkeit von Opfern des Menschenhandels.4   

 

Kommunale Gebietskörperschaften - sonstige Aufgaben 
Kommunale Gebietskörperschaften tragen in vielen Bereichen die Verantwortung für 

Überwachung und Beratung (Gesundheitsämter, Veterinärämter, Ordnungsämter, 

Jugendämter). Bedienstete dieser Behörden beraten und kontrollieren vor Ort.  

2 Mit Beginn des strafprozessualen Zwischenverfahrens ist auch das „Strafgericht“ zuständig. 
3 Mit Beginn des strafprozessualen Zwischenverfahrens ist auch das „Strafgericht“ zuständig. 
4 Im Sinne der EU-Aufnahmerichtlinie (Richtlinie 2013/33/EU des europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internatio-
nalen Schutz beantragen (Neufassung)) sowie  der Richtlinie 2011/36/EU des europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und 
zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates. 
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Hierbei ist es möglich, dass sie Beobachtungen machen, die auf mögliche Fälle von 

Menschenhandel hindeuten oder sie um Auskunft oder Hilfe gebeten werden. In die-

sen Fällen obliegt ihnen im Rahmen des Kooperationskonzeptes Menschenhandel 

die Aufgabe, die Verdachtsfälle von Menschenhandel den Strafverfolgungsbehörden 

zu melden sowie Informationen oder gegebenenfalls Informationsmaterial zu Bera-

tungsstellen an (potentiell) Betroffene weiterzugeben. 

 

Kommunale Gebietskörperschaften sind auch Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 

Sie prüfen in Fällen, in denen Kinder und Jugendliche Opfer von Menschenhandel 

geworden sind, die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe (§§ 27 ff. SGB VIII), wie  

vorläufige Maßnahmen für einen angemessenen Schutz der Minderjährigen (Die 

Staatsangehörigkeit oder der Aufenthaltsstatus spielen dabei keine Rolle.). Diese 

umfassen neben den ambulanten Leistungen der Erziehungsberatung und der sozi-

alpädagogischen Familienhilfe auch stationäre Leistungen wie die Unterbringung bei 

einer Pflegefamilie oder in einer betreuten Wohnform.  

Im Kontext des Menschenhandels spielt das sog. staatliche Wächteramt mit dem 

Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII eine besonders wichti-

ge Rolle. Hiernach ist bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefähr-

dung eine Gefährdungseinschätzung vorzunehmen und ggf. geeignete Hilfen anzu-

bieten, bzw. erforderliche Maßnahmen zu ergreifen. Das Jugendamt ist verpflichtet, 

ein Kind in Obhut zu nehmen, wenn eine dringende Gefahr für sein Wohl besteht. 

Bittet das Kind oder der Jugendliche um die Inobhutnahme, so wird allein aufgrund 

der Nachfrage eine Gefährdung angenommen und - nach entsprechender Prüfung - 

eine Inobhutnahme durchgeführt.  

Im Rahmen der Inobhutnahme erfolgen eine Situationsklärung und die Beratung über 

weitere Hilfen. Wenngleich im Regelfall auch die Personensorgeberechtigten in den 

weiteren Klärungsprozess einbezogen werden sollen, so kann dies aufgrund der be-

sonderen Lage der von Menschenhandel betroffenen jungen Menschen im Einzelfall 

unterbleiben. Die Inobhutnahme ist erst dann beendet, wenn der minderjährige 

Mensch ohne Gefahr für das eigene Wohl den Personensorgeberechtigt übergeben 

werden kann oder eine dauerhafte Hilfeperspektive erarbeitet und installiert worden 

ist.  

Im Falle von jungen volljährigen Menschen ist die Gewährung von Leistungen im 

konkreten Einzelfall zu prüfen. Während die Kinder- und Jugendhilfe nach § 41 SGB 

VIII in der Regel davon ausgeht, dass eine Leistungsbeziehung schon vor Eintritt der 
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Volljährigkeit bestand, wird in Fällen von Menschenhandel die Tätigkeit der Jugend-

ämter häufig erst dann erforderlich, wenn die Betroffenen bereits volljährig sind. Für 

die Jugendämter bedeutet dies, dass die jungen Menschen bisher nicht bekannt wa-

ren und zunächst Kenntnisse erlangt werden müssen, ob ein jugendhilferechtlicher 

Hilfebedarf besteht.  

Die Hilfe wird in der Regel nur bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres gewährt; in 

begründeten Einzelfällen soll sie für einen begrenzten Zeitraum darüber hinaus fort-

gesetzt werden. 

 

Örtlich zuständiger Sozialleistungsträger 
Der örtlich zuständige Sozialleistungsträger, in dessen Bereich das Opfer unterge-

bracht wurde, gewährt analog § 43 SGB I (Vorleistung des zuerst angegangenen 

Trägers) bis zur Klärung der endgültigen Kostenträgerschaft den Betroffenen Leis-

tungen nach dem AsylbLG, Sozialgesetzbücher - SGB III – Arbeitsförderung-, SGB 

XII – Sozialhilfe oder in eigener Finanzzuständigkeit nach SGB II - Grundsicherung 

für Arbeitssuchende -. 

 

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Demografie (MSAGD)  
Zu den Aufgaben des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 

zählt u.a. die Fachaufsicht für die Gewerbeaufsichtsbehörden. Die Gewerbeauf-

sichtsbehörden als sogenannte Arbeitsschutzbehörden haben im Rahmen ihrer Tä-

tigkeiten sicherzustellen, dass die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten am 

Arbeitsplatz nicht beeinträchtigt wird. Zu den Aufgabenfelder der Arbeitsschutzbe-

hörden gehören insbesondere: 

• Arbeitszeitschutz 

• Gesundheitsschutz von Kindern, Jugendlichen und Müttern  

• Beschaffenheit von Arbeitsstätten und Baustellen 

• Technische Betriebssicherheit  

Neben der "klassischen" Aufsicht und Kontrolle spielt auch die Information und Bera-

tung der Betriebe, aber auch der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über eine 

gesundheitsgerechte Gestaltung der Arbeitsplätze und Arbeitsabläufe eine zuneh-

mend wichtige Rolle. Arbeitsschutz dient im weitesten Sinne dem Schutz der Be-

schäftigten vor schädlichen physischen und psychischen Auswirkungen ihrer Berufs-

tätigkeit in der heutigen Arbeitsumwelt. 
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Bei Ausübung ihrer Tätigkeiten können Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gewer-

beaufsicht auf Opfer von Menschenhandel treffen. In diesen Fällen obliegt ihnen im 

Rahmen des Kooperationskonzeptes Menschenhandel die Aufgabe, die Verdachts-

fälle von Menschenhandel den Strafverfolgungsbehörden zu melden sowie gegebe-

nenfalls Informationsmaterial zu Beratungsstellen an (potentielle) Betroffene weiter-

zugeben. 

 

Ministerium der Finanzen (FM) 
Das Ministerium der Finanzen ist neben seiner Aufgabe als für den Haushalt des 

Landes verantwortliche oberste Dienstbehörde auch oberste Dienstbehörde der 

Steuerverwaltung. In Rheinland-Pfalz gibt es 25 Finanzämter, in denen die dort Be-

diensteten der Finanzbehörden im Zusammenhang mit Steuerprüfungen notwendige 

Erhebungen auch vor Ort in Haushalten und Betrieben oder Unternehmen vorneh-

men. 

 

Bei der Ausübung ihrer Tätigkeiten können Bedienstete der Finanzbehörden auf Op-

fer von Menschenhandel treffen. In diesen Fällen obliegt den Bediensteten der Fi-

nanzbehörden die Pflicht, bestimmte Verdachtsfälle auf Straftaten im Zusammen-

hang mit Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung (§ 232 Abs. 3, 4 

oder  5 StGB) oder zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft (§233 Abs. 3 StGB) 

den Strafverfolgungsbehörden zu melden. Das Steuergeheimnis steht einer solchen 

Anzeige nicht entgegen. An der Offenbarung  besteht vielmehr ein zwingendes öf-

fentliches Interesse im Sinne des § 30 Abs. 4 Nr. 5a Abgabenordnung. In Fällen, in 

denen Verhältnisse von Dritten im Sinne des § 30 Abgabenordnung nicht tangiert 

sind, sollen die Bediensteten der Finanzbehörden gegebenenfalls  Informationsmate-

rial zu Beratungsstellen an von Menschenhandel potentiell Betroffene weitergeben. 

 

Ministerium des Inneren, für Sport und Infrastruktur (ISIM)   
Kriminalitätsbekämpfung, Opferschutz und Opferberatung sind wesentliche Aufgaben 

im Bereich der Inneren Sicherheit. Dem Ministerium des Innern, für Sport und Infra-

struktur obliegt unter anderem die Fachaufsicht für die kriminalpolizeiliche Aufgaben-

erfüllung der Polizeibehörden. Es trägt darüber hinaus die Verantwortung für die poli-

zeiliche Opferbetreuung und polizeiliche Schutzmaßnahmen. Die rheinland-

pfälzische Polizei hat seit 2006 eine Konzeption zur Intensivierung der Bekämpfung 

der Schleusungskriminalität und des Menschenhandels in Kraft gesetzt. Das Innen-
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ministerium war darüber hinaus Mitinitiator des Kooperationskonzeptes „Schutz und 

Hilfen für Opfer von Menschenhandel“ und beteiligte sich an der Novelle der Konzep-

tion.  

 
Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen (MIFKJF) 
Das Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen (MIFKJF) ist 

unter anderem zuständig für Migrantinnen und Migranten. Dazu gehören auch Men-

schen, die Opfer einer Straftat von Menschenhandel geworden sind. Diese Men-

schen wurden mit  offenem oder subtilem Zwang zu einer Arbeit, auch Zwangsprosti-

tution gebracht. Mit Handel im engeren Sinne hat dieses Phänomen selten etwas zu 

tun. Vielmehr sind es Menschen, deren Zwangslagen beispielsweise wegen fehlen-

der Rechts- oder Sprachkenntnisse oder wegen fehlender oder unsicherer Aufent-

haltstitel ausgenutzt oder die getäuscht werden, gegen die Gewalt angewendet, Päs-

se einbehalten oder auf andere Art Druck ausüben wird, um sie zu unangemessener 

Arbeit, auch sexuellen Handlungen bis zur Prostitution zu bringen. Ihnen muss Un-

terstützung und Hilfe geleistet werden.  

Das für Migration und Integration zuständige Ministerium hat demgemäß die Feder-

führung im Rahmen des Kooperationskonzeptes, beantragt die notwendigen Haus-

haltsmittel für den Sozialfonds und hat die Fach- und Rechtaufsicht über die Auf-

sichts- und Dienstleistungsdirektion bei der Bewirtschaftung des Sozialfonds.   

 

Das  Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen ist darüber hin-

aus oberste Jugendhilfebehörde im Sinne des Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes 

Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe - (SGB VIII). Seine Aufgabe ist es, Anregungen 

für die Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz zu geben, diese zu för-

dern und auf den gleichmäßigen Ausbau der Angebote hinzuwirken. Die Jugendäm-

ter werden bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützt. Dabei spielt das Lan-

desjugendamt mit seiner Verwaltung und dem Landesjugendhilfeausschuss eine 

wichtige Rolle. Im Zusammenhang des Kooperationsgesetzes besteht die Aufgabe, 

die Jugendämter für die besonderen Bedürfnisse von Opfer von Menschenhandel zu 

sensibilisieren, sie zu informieren und die Zusammenarbeit der Jugendämter mit den 

im Bereich Menschenhandel tätigen Fachberatungs- und Beratungsstellen anzure-

gen.    
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Ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (MJV) 
Dem Ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz als oberste Landesbehörde 

obliegt es, die organisatorischen, haushaltsmäßigen, personellen und infrastrukturel-

len Voraussetzungen für die Gerichte und Staatsanwaltschaften des Landes und an-

deren Landesjustizbehörden zu schaffen. Es führt außerdem die Dienstaufsicht u.a. 

über die Gerichte und Staatsanwaltschaften; über die Staatsanwaltschaften führt das 

Ministerium auch die Fachaufsicht. Aufgrund der Zuständigkeit im Bereich der Straf-

verfolgung und des Opferschutzes war das Justizministerium ebenso wie das In-

nenministerium und das Integrationsministerium Mitinitiator des Kooperationskonzep-

tes. Im Rahmen der Evaluation des Konzeptes nimmt das Ministerium eine koordinie-

rende Rolle zwischen Justiz und den übrigen Kooperationspartnern ein. 

 

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten 
(MULEWF)  
Das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten 

Rheinland Pfalz trägt Verantwortung für den nachhaltigen Schutz des Menschen und 

seiner natürlichen Lebensgrundlagen. In diesen Zusammenhängen eingerichtete Be-

hörden beraten und kontrollieren zum Teil auch vor Ort agrarwirtschaftliche Betriebe.  

 

Bei Ausübung ihrer Tätigkeiten können Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf Opfer 

von Menschenhandel treffen. In diesen Fällen obliegt ihnen im Rahmen des Koope-

rationskonzeptes Menschenhandel die Aufgabe, die Verdachtsfälle von Menschen-

handel den Strafverfolgungsbehörden zu melden sowie gegebenenfalls Informati-

onsmaterial zu Beratungsstellen an (potentiell) Betroffene weiterzugeben. 

 

Bund – Bundesagentur für Arbeit 
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) erfüllt für die Bürgerinnen und Bürger sowie für 

Unternehmen und Institutionen umfassende Dienstleistungsaufgaben für den Arbeits- 

und Ausbildungsmarkt. Zur Erfüllung dieser Dienstleistungsaufgaben steht bundes-

weit ein flächendeckendes Netz von Arbeitsagenturen und Geschäftsstellen zur Ver-

fügung. 

Wesentliche Aufgaben der Bundesagentur für Arbeit sind:   

• Vermittlung in Ausbildungs- und Arbeitsstellen 

• Berufsberatung 

• Arbeitgeberberatung 
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• Förderung der Berufsausbildung 

• Förderung der beruflichen Weiterbildung 

• Förderung der beruflichen Eingliederung von Menschen mit Behinderung 

• Leistungen zur Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen und 

• Entgeltersatzleistungen und Geldleistungen, wie zum Beispiel Arbeitslosen-

geld oder Kindergeld, Kinderzuschlag und Insolvenzgeld 

• Grundsicherung 

 

Bund – Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Hauptzollämter wird durch das Schwarzar-

beitsbekämpfungsgesetz zur Verfolgung bestimmter Straftaten im Zusammenhang 

mit Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung ermächtigt, wie z. B. Leistungsmiss-

brauch, Hinterziehung von Sozialversicherungsabgaben, illegale Ausländerbeschäf-

tigung sowie mangelnde Zahlung von Arbeitsentgelt nach dem Mindestlohngesetz (§ 

2 Abs. 1 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz). Als sog. Zusammenhangstaten kom-

men zudem Menschenhandel sowie die Beschäftigung von ausländischen Personen 

ohne Aufenthaltstitel, die Opfer von Menschenhandel sind (§ 10a Schwarzarbeitsbe-

kämpfungsgesetz), in Betracht.  

 

Sofern im Rahmen einer Prüfung Anhaltspunkte für Menschenhandel festgestellt 

werden, wird im Regelfall die zuständige Strafverfolgungsbehörde unterrichtet, die 

gegebenenfalls die weiteren strafrechtlichen Ermittlungen durchführt. 



 
- 16 - 

Anlage 2:  
 
Verfahren zur Nutzung des Sozialfonds  
 
Um mittellose Opfer zu unterstützen wurde der Sozialfonds „Schutz und Hilfen für 

Opfer von Menschenhandel“ errichtet. Alle Leistungen, die der örtlich zuständige 

kommunale Sozialleistungsträger der Person analog § 43 SGB I (Vorleistung des 

zuerst angegangenen Trägers) bis zur Klärung der endgültigen Kostenträgerschaft 

während der Dauer des Schutzes durch den Sozialfonds gewährt und nicht von dem 

endgültig zuständigen Kostenträger rückerstattet werden können, werden vom Land 

Rheinland-Pfalz im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel erstattet. 

 

Im Einzelnen:  

 
Die Zeugenschutzdienststelle des Landeskriminalamtes (LKA) oder des zu-
ständigen Polizeipräsidiums prüft zunächst, ob die Person die Voraussetzungen 

zur Aufnahme in das Zeugenschutzprogramm auf Grundlage des Zeugenschutzhar-

monisierungsgesetz (ZSHG) erfüllt. (Auch wenn die Voraussetzungen zur Aufnahme 

in das Zeugenschutzprogramm nicht vorliegen, sind Schutzmaßnahmen außerhalb 

des Regelungsbereichs des ZSHG möglich. Die ermittlungsführenden Polizeidienst-

stellen werden dabei unter Einbindung der Zeugenschutzdienststellen des LKA oder 

des zuständigen Polizeipräsidiums im Rahmen des Gefahrenabwehrrechts tätig.) 

 

Können Maßnahmen auf der Grundlage des ZSHG nicht durchgeführt werden, sind 

bei Vorliegen der nachfolgenden Voraussetzungen Hilfen nach dem Kooperations-

konzept bis zur Klärung des Kostenträgers möglich:  

 

1. Es liegen konkrete Anhaltspunkte vor, dass eine Person Opfer von Men-

schenhandel nach den §§ 232 ff. StGB ist.  

2. Eine Gefährdung der Person im In- oder Herkunftsland ist nicht auszuschlie-

ßen (Dabei kann insbesondere aus den konkreten Anhaltspunkten dafür, dass 

die Person Opfer von Menschenhandel geworden ist, grundsätzlich auf eine 

abstrakte Gefährdung der Person geschlossen werden. Die polizeiliche Be-

wertung, ob eine konkrete Gefahr vorliegt, bleibt hiervon im Hinblick auf gege-

benenfalls durch die Polizei zu treffenden Schutz- bzw. Gefahrenabwehrmaß-

nahmen unberührt.). 
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3. Eine Aussage im Rahmen der Strafverfolgung wird durch das Opfer nicht 

grundsätzlich ausgeschlossen.  

4. Die Anwesenheit der betroffenen Person im Bundesgebiet ist sachgerecht, 

weil die Erforschung des Sachverhalts ohne deren Angaben erschwert wäre 

(§ 25 Abs. 4 a Satz 2 Nr. 1, § 60a Abs. 2 S. 2 AufenthG).  

5. Die betroffene Person ist mit den beabsichtigten Schutzmaßnahmen einver-

standen und bereit, sich an die Sicherheitsvereinbarungen zu halten.5 

6. Eine Antragstellung auf Sozialleistungen durch das Opfer wurde beim örtlich 

zuständigen kommunalen Träger veranlasst. 

 

Wichtig:  
Bei Minderjährigen und Heranwachsenden (18 bis 21 Jahre) ist in den Fällen 
eines Hilfebedarfs nach SGB VIII unmittelbar die Zuständigkeit des örtlich zu-
ständigen Trägers der Jugendhilfe (Jugendamt) gegeben, der sofort tätig wer-
den muss. Hilfen aus dem Sozialfonds werden nicht gewährt. 

 
Die Feststellung der unter den Punkten 1 und 4 genannten Voraussetzungen obliegt 

der zuständigen Staatsanwaltschaft bzw. dem zuständigen Gericht, bei Gefahr im 

Verzug der ermittlungsführenden Polizeidienstelle. Sind diese Voraussetzungen von 

der ermittlungsführenden Polizeidienstelle festgestellt worden, so unterrichtet sie 

hierüber unverzüglich die Staatsanwaltschaft. Die Feststellung der unter den Punkten 

2, 3 und  5 genannten Voraussetzungen trifft die ermittlungsführende Polizeidienst-

stelle, gegebenenfalls im Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft.  

 

Die polizeiliche Bewertung, ob eine konkrete Gefahr vorliegt, bleibt hiervon im Hin-

blick auf gegebenenfalls zu treffenden Schutz- bzw. Gefahrenabwehrmaßnahmen 

unberührt.  

 

WICHTIG:  
Die Zeugenschutzdienststelle des LKA oder die Zeugenschutzdienststelle des 
zuständigen Polizeipräsidiums veranlasst im Sinne der Ziffer 6 die betroffene 
Person zur unverzüglichen Antragstellung beim örtlich zuständigen Sozialleis-
tungsträger des neuen Wohnortes (Anlage 4a, Liste der Träger – Anlage 4 b) 
unter Beifügen der Bestätigung über das Vorliegen konkreter Anhaltspunkte, 

5 Die Person muss für die Durchführung von Schutzmaßnahmen geeignet sein. 
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dass die betreffende Person Opfer von Menschenhandel nach den §§ 232 ff. 
StGB ist. Bei einer Unterbringung außerhalb der allgemeinen Dienstzeiten kann 
für eine Dauer von längstens 4 Tagen eine Kostenübernahmeerklärung (Anlage 
2 a) bei gleichzeitiger Abtretungserklärung des/der Betroffenen (Anlage 2 b) 
abgegeben werden. Eine Antragstellung beim örtlich zuständigen Sozialleis-
tungsträger des neuen Wohnortes unter Beifügen der Bestätigung über das 
Vorliegen konkreter Anhaltspunkte, dass die betreffende Person Opfer von 
Menschenhandel nach den §§ 232 ff. StGB ist, ist dann unverzüglich nachzuho-
len.  

 

Abrechnungsverfahren 
 

Alle Leistungen, die der örtlich zuständige kommunale Leistungsträger der Person 

analog § 43 SGB I (Vorleistung des zuerst angegangenen Trägers) bis zur Klärung 

der endgültigen Kostenträgerschaft während der Dauer des Schutzes durch den So-

zialfonds gewährt und nicht von dem endgültig zuständigen Kostenträger rückerstat-

tet werden können, werden vom Land Rheinland-Pfalz im Rahmen der zur Verfügung 

stehenden Haushaltsmittel erstattet. Die Möglichkeit der Erstattung aus dem Sozial-

fonds endet mit der endgültigen Klärung der Kostenträgerschaft, längstens jedoch 

mit Beendigung der Maßnahmen nach dem vorliegenden Kooperationskonzept oder 

mit dem Wegfall der Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4  a Satz 2 AufenthG. 

 

Zur Abrechnung legt der kommunale Leistungsträger der Aufsichts- und Dienstleis-

tungsdirektion eine Kostenaufstellung über das vorangegangene Kalenderhalbjahr 

mit der Bestätigung der ermittlungsführenden Polizeidienststelle über das Vorliegen 

konkreter Anhaltspunkte, dass die betreffende Person Opfer von Menschenhandel 

nach den §§ 232 ff. StGB ist, und einem Prüfvermerk des kommunalen Rechnungs-

prüfungsamtes vor.  

 

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion - Aufnahmeeinrichtung für Asylbegehren-

de Trier (AfA) - erstattet den Kommune die entstandenen Aufwendungen.
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Anlage 2 a:  
 

Kostenübernahmeerklärung 
für 
eine vorübergehende Unterbringung (längstens 4 Tage) 
 
 
Name:……………………………………………………...  
Geb.-Datum:…………………..…………………………. 
Diese Kostenzusage erstreckt sich ausschließlich auf Leistungen im Umfang der ent-

sprechenden Leistungen des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) oder des 

SGB II oder XII.  

Leistungen nach dem SGB VIII sind davon ausdrücklich nicht umfasst.  

Bei notwendigen Krankenbehandlungen sind diese vorab der Aufsichts- und Dienst-

leistungsdirektion, Aufnahmeeinrichtung für Asylbegehrende, Dasbachstr. 19, 54292 

Trier zu melden. Diese stellt gegebenenfalls eine weitere Kostenzusicherung (Be-

handlungsschein) aus. Diese Kostenzusicherung (Behandlungsschein) gilt als Ab-

rechnungsgrundlage. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass vertragsärztli-

che Leistungen grundsätzlich auf Basis des EBM erstattet werden. 

Ärzte, die nicht an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen, müssen die er-

brachten Leistungen direkt mit der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Aufnah-

meeine-richtung für Asylbegehrende, Dasbachstr. 19, 54292 Trier, abrechnen. Es 

wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass nur Kosten nach EBM nach dem aktuell 

geltenden Punktwert für Sozialhilfeträger erstattet werden können. 

 

Die Abrechnung erfolgt im Übrigen direkt mit der Aufsichts- und Dienstleistungsdirek-

tion, Aufnahmeeinrichtung für Asylbegehrende, Dasbachstr. 19, 54292 Trier. 
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Anlage 2 b: 
 

Abtretungserklärung der/des Betroffenen - 
Übertragung im wohlverstandenen Interesse  
(§ 53 Abs. 2 Nr. 2 Sozialgesetzbuch I (SGB I)) 
 
Anlässlich meiner Unterbringung in ____________________________________ 

am _____________________________ (Datum) übertrage ich, 

_________________________________________________ (Name, Vorname), 

geb.: ________________, in _________________________________________ 

Staatsangehörigkeit: _______________________________ (Ausweispapiere soweit 

vorhanden sind in Kopie beizufügen.) 

bis auf weiteres (Klärung des örtlich zuständigen Kostenträgers) meinen Anspruch 

auf Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II (SGB II) oder Sozialgesetzbuch XII 

(SGB XII) an das Land Rheinland-Pfalz, als mir dieses in gleichem Umfang sachlich 

und zeitlich übereinstimmende Leistungen erbringt.  

 

Der Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II in Einrichtungen setzt sich aus dem 

Regelsatz der zurzeit geltenden Regelbedarfsstufe 1, abzüglich des Anteils für Woh-

nen, Energie, Wohninstandhaltung (8,36 % der Regelbedarfsstufe) sowie einer Pau-

schale für die Kosten der Unterkunft zusammen.  

In Höhe des Gesamtbetrags soll eine Überweisung an die Aufsichts- und Dienstleis-

tungsdirektion Trier, 

___________________________________________________________________

___________________________________________________(Bankverbindung) 

unter Angabe des Kassenzeichens ______________________________________ 

erfolgen.  

 

___________________ 

Ort, Datum 

 

Unterschrift
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Anlage 3:  
 
Kooperation „Schutz, Beratung und Begleitung“ – Aufgabenteilung 
 
 
Die ermittlungsführende  Polizeidienstelle   

• informiert bei Minderjährigkeit der Betroffenen und bei Heranwachsenden (18 

bis unter 21 Jahren) unverzüglich den örtlich zuständigen Träger der Jugend-

hilfe (Jugendamt), der in diesen Fällen in eigener Zuständigkeit tätig zu wer-

den hat (Dies ist schriftlich zu dokumentieren. Hilfen aus dem Sozialfonds 
werden bei Minderjährigen oder Heranwachsenden bei einem Hilfebedarf 
nach SGB VIII nicht geleistet.),  

• setzt sich unverzüglich mit der zuständigen Ausländerbehörde in Verbindung 

und informiert das Opfer über die mindestens dreimonatige Bedenkfrist, wäh-

rend der eine Abschiebung nicht erfolgen darf (§ 59 Abs. 7 S. 2 Aufenthalts-

gesetz - AufenthG) (Gibt das Opfer zu erkennen, dass es die Frist nach § 59 

Abs. 7 S. 2 AufenthG für sich in Anspruch nehmen will, ist die Ausländerbe-

hörde auch darüber unverzüglich in Kenntnis zu setzen.),  

• weist das Opfer auf Unterstützungsmöglichkeiten durch Beratungs- und Fach-

beratungsstellen „Menschenhandel“ hin (Dieser Hinweis ist im Rahmen der 

ersten Vernehmung im Protokoll festzuhalten. Es empfiehlt sich, Informati-

onsmaterial der Beratungs- und Fachberatungsstellen in einer Sprache, deren 

Kenntnis vorausgesetzt werden kann, auszuhändigen.),   

• informiert darüber, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter einer Bera-

tungs- oder Fachberatungsstelle „Menschenhandel“ oder eine sonstige Per-

son auf ihren Antrag im weiteren polizeilichen Verfahren als Person des Ver-

trauens ein Anwesenheitsrecht bei Vernehmungen eingeräumt werden kann, 

es sei denn, dass dies den Untersuchungszweck gefährden könnte. Das Op-

fer soll über die zustehenden Rechte informiert und das Opfermerkblatt 

(Anlage 6), in einer Sprache, deren Kenntnis vernünftigerweise vorausgesetzt 

werden kann, ausgehändigt werden, 

• ermöglicht grundsätzlich ein Erstgespräch der Beratungs- oder Fachbera-

tungsstelle mit dem Opfer (Bei vorliegendem Anfangsverdacht einer Straftat 

soll nach Möglichkeit zuvor das Einvernehmen der Staatsanwaltschaft einge-

holt werden.), 
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• informiert vor Beendigung von Schutzmaßnahmen die betreuende Beratungs- 

und Fachberatungsstelle, 

• unterstützt die Beratungs- und Fachberatungsstellen „Menschenhandel“ bei 

Sicherheitsfragen, auch im Zusammenhang mit der Rückkehr der Betroffenen 

in ihren Herkunftsstaat,  

• informiert bei Vorliegen konkreter Anhaltspunkte dafür, dass eine individuelle 

Gefährdung im Herkunftsland besteht, die zuständige Ausländerbehörde und 

• erstellt zur Vorlage bei der zuständigen Ausländer- und Sozialbehörde eine 

Bestätigung über das Vorliegen konkreter Anhaltspunkte, dass die betreffende 

Person Opfer von Menschenhandel nach den §§ 232 ff. StGB ist. . 

 

Die Zeugenschutzdienststelle des Landeskriminalamtes (LKA) oder des zu-
ständigen Polizeipräsidiums  

• trifft – soweit erforderlich in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft – unver-

züglich die im Einzelfall notwendigen Schutzmaßnahmen, wie beispielsweise:  

• die Regelung notwendiger Formalitäten bei den zuständigen Behörden 

- beispielsweise Ausländerbehörde,  

• die Übermittlung von gefährdungsrelevanten Erkenntnissen aus dem 

laufenden Verfahren an die Fachberatungsstellen „Menschenhandel“, 

• verbringt grundsätzlich das Opfer in Fällen konkreter Gefahr für Leib oder Le-

ben an den künftigen Wohnort (Ist lediglich eine abstrakte Gefahr anzuneh-

men, erfolgt der Transport der Person durch Angehörige der Beratungs- oder 

Fachberatungsstellen „Menschenhandel“.),  

• veranlasst die betroffene Person zur unverzüglichen Antragstellung beim ört-

lich zuständigen Sozialleistungsträger des neuen Wohnortes (Siehe Antrags-

bogen – Anlage 4 a und Übersicht der Träger – Anlage 4 b),  

• veranlasst die sichere Unterbringung der Person unter Beteiligung des örtlich 

zuständigen Sozialleistungsträgers (Die Unterbringung orientiert sich an der 

Beurteilung der Gefährdungslage sowie dem sozialhilferechtlichen Bedarf und 

erfolgt unter Einbindung der Beratungs- oder Fachberatungsstelle „Men-

schenhandel“. Bei Gefährdung des Opfers oder außerhalb der Geschäftszei-

ten oder in Fällen, in denen eine Vertretung des vorgenannten Trägers nicht 

erreichbar ist, erfolgt die Unterbringung ohne vorherige Information. Die Unter-

richtung wird dann unverzüglich nachgeholt.). 
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Die Beratungs- und Fachberatungsstellen „Menschenhandel“  

• führen grundsätzlich ein Erstgespräch mit dem Opfer ohne Beteiligung staatli-

cher Stellen (Durch das Erstgespräch soll der Aufbau eines Vertrauensver-

hältnisses zu der betroffenen Person ermöglicht werden. In dem Gespräch 

werden erneut die bestehenden Möglichkeiten einer Unterbringung, der über-

gangsweisen Finanzierung des Lebensunterhaltes durch den Sozialfonds so-

wie der Beratung und Begleitung dargestellt.),  

• prüfen, ob Sozialleistungen beantragt sind und veranlassen dies gege-
benenfalls unverzüglich gemeinsam mit dem Opfer von Menschenhandel 
(Antragsvordruck – Anlage 4 a, Sozialleistungsträger – Anlage 4 b) ,  

• tragen dafür Sorge, dass und wie - ggf. nach vorheriger Absprache - zeitnah 

auch eine persönliche Vorsprache beim Sozialleistungsträger der betroffenen 

Person erfolgt (Bei dem zuständigen Leistungsträger nach dem SGB II (in der 

Regel: Jobcenter) empfiehlt sich die Kontaktaufnahme mit dem dortigen Zeu-

genschutzbeauftragten.), 

• leisten im Rahmen ihrer Möglichkeiten entweder selbst oder durch Vermittlung 

einer örtlich näheren oder Fachberatungsstelle 

• eine kontinuierliche psycho-soziale Beratung und Begleitung zur Stabi-

lisierung sowie die Vermittlung medizinischer Versorgung, 

• eine psychologische Stabilisierung auch vor, während und nach Orts-, 

Vernehmungs-, Rechtsanwalts- und Gerichtsterminen6, 

• die Vermittlung von Aus- und Fortbildungsangeboten für integrative und 

reintegrative Maßnahmen,  

• die Beratung der Polizei hinsichtlich adäquater Unterbringungsmöglich-

keiten, 

• die Erledigung von Formalitäten bei den zuständigen Behörden in enger 

Absprache mit der Polizei, 

• die Beratung und gegebenenfalls Entwicklung eines neuen Lebens-

plans sowie die Begleitung dessen Umsetzungsprozesses.   

6 Im Fall einer psychosozialen Prozessbegleitung wird diese Aufgabe von einer Person der Fachbera-
tungsstelle übernommen, die nicht die Beratung durchgeführt hat.  
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•  

 

Die örtlich zuständige Ausländerbehörde 

• prüft unverzüglich nach Erstinformation, den Aufenthaltsstatus des Opfers von 

Menschenhandel, berät die Person und wirkt auf eine sachdienliche Antrag-

stellung hin, 

• informiert gemäß § 59 Abs. 7 S. 4 AufenthG über die bestehenden besonde-

ren Regelungen, Programme und Maßnahmen für Opfer von Menschenhandel 

(u.a. Betreuung durch Fachberatungsstellen „Menschenhandel“, Möglichkeit 

der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 a AufenthG, Zugang 

zum Arbeitsmarkt, Zugang zu Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, 

Hinweis auf das Verbot der freiwilligen Kontaktaufnahme zum Täter oder der 

Täterin. Die Beratung ist schriftlich zu dokumentieren.), 

• räumt bei entsprechender Erklärung des Opfers, dass es von der Bedenkfrist 

(§ 59 Abs. 7 S. 2 AufenthG) Gebrauch machen will, eine Ausreisefrist von 

mindestens drei Monaten ein (Diese kann bei Bedarf verlängert werden.),  

• beteiligt in allen im Aufenthaltsgesetz vorgeschriebenen Fällen (§ 72 Abs. 6 

AufenthG) und im Falle eines Wechsel der örtlichen Zuständigkeit der Auslän-

derbehörden die zuständige Staatsanwaltschaft oder das zuständige Strafge-

richt; falls diese nicht bekannt sind die ermittlungsführende Polizeidienstelle.  

 

Sonstige Behörden oder öffentliche Stellen, die Kenntnis über Verdachtsmo-
mente auf Straftaten des Menschenhandels haben,   

• informieren die Strafverfolgungsbehörden,  

• können potentiellen Opfern gegebenenfalls Informationen und Informations-

materialien übergeben (Hierbei hat der Schutz der Opfer oberste Priorität! In-

formationsmaterial findet sich auf der Homepage des MIFKJF und im Anhang 

des Kooperationskonzeptes.).  
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Anlage 4:  
 
 
 
 
Sozialleistungen für Opfer von Menschenhandel 
 
 

Opfer von Menschenhandel,  

• mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 a Aufenthaltsgesetz (Auf-

enthG),  

• die nicht erwerbsfähig sind, 

erhalten bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen Sozialhilfe nach § 23 Abs. 1 
S. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) - Sozialhilfe (SGB XII).  
 

Opfer von Menschenhandel,  

• mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 a AufenthG,  

• die erwerbsfähig sind,  

erhalten bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen Leistungen nach § 19 Sozial-
gesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) - Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB 
II).  
 

Ausländische Personen (Nicht EU-Angehörige), bei denen zwar Anhaltspunkte dafür 

sprechen, dass sie Opfer von Menschenhandel sind, aber (noch) keine Aufenthalts-

erlaubnis nach § 25 Abs. 4 a AufenthG erteilt wurde, haben bei Vorliegen der sonsti-

gen Voraussetzungen Ansprüche nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). 

 

Personen aus EU-Ländern, bei denen zwar Anhaltspunkte dafür sprechen, dass sie 

Opfer von Menschenhandel sind, denen aber (noch) keine Aufenthaltserlaubnis nach 

§ 25 Abs. 4 a AufenthG erteilt wurde, die jedoch in der Bundesrepublik Deutschland 

Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer oder 
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Selbständige sind7, erhalten bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen Leistun-

gen nach § 19 Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) - Grundsicherung für Ar-

beitsuchende (SGB II).  

 

Bei Hilfebedürftigkeit ist immer sofort ein Antrag auf Sozialleistungen - unter Beifü-
gen der Bestätigung über das Vorliegen konkreter Anhaltspunkte, dass die be-
treffende Person Opfer von Menschenhandel nach den §§ 232 ff. StGB ist - zu 

stellen. Leistungen für die Zeit vor der Antragstellung werden grundsätzlich nicht er-

bracht, allerdings wirkt der Antrag rückwirkend für den Ersten des Monats, in dem er 

gestellt wird (Maßgeblich ist das Datum des Eingangs beim Sozialleistungsträger). 

  

Der Antrag ist beim örtlichen Sozialleistungsträger (Anlage 4 b) zu stellen. Hierfür ist 

der unter Anlage 4 a beigefügte Vordruck zu nutzen.  

 

Bei einer konkreten Gefährdungssituation ist mit dem Sozialleistungsträger 
(Zeugenschutzbeauftragte) Kontakt aufzunehmen.   
 

7 Gemäß § 2 Abs. 3 FreizügG/EU bleibt der Status von Arbeitnehmerinnen und -nehmern und selb-
ständig Erwerbstätigen auch erhalten bei 

• vorübergehender Erwerbsminderung infolge Krankheit oder Unfall, 
• unfreiwilliger durch die zuständige Agentur für Arbeit bestätigter Arbeitslosigkeit oder Ein-
stellung einer selbständigen Tätigkeit infolge von Umständen, auf die der Selbständige keinen 
Einfluss hatte, nach mehr als einem Jahr Tätigkeit, 
• Aufnahme einer Berufsausbildung, wenn zwischen der Ausbildung und der früheren Er-
werbstätigkeit ein Zusammenhang besteht; der Zusammenhang ist nicht erforderlich, wenn 
der Unionsbürger seinen Arbeitsplatz unfreiwillig verloren hat. 

Bei unfreiwilliger durch die zuständige Agentur für Arbeit bestätigter Arbeitslosigkeit nach weniger als 
einem Jahr Beschäftigung bleibt das Recht auf Freizügigkeit (nur) während der Dauer von sechs Mo-
naten unberührt (§ 2 Abs. 3 Satz 2 FreizügG/EU). Bei einer Beschäftigung von länger als einem Jahr 
bleibt der Status während der anschließenden ununterbrochenen, unfreiwilligen Arbeitslosigkeit fort-
laufend erhalten (Umkehrschluss). 
Die angesprochenen Personen sind unter diesen Voraussetzungen trotz faktischer "Arbeitslosigkeit" 
nicht ausgeschlossen nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2. Sie gelten nicht als ausländische Person, deren 
Aufenthaltsrecht sich ausschließlich aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt. 
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Anlage 4 a: 
Antrag auf Sozialleistungen 
 
Über die Seite der Arbeitsagentur für Arbeit 

(http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Arbeitslosig

keit/Grundsicherung/Antrag/index.htm) finden Sie alle notwendigen Anträge sowie 

Ausfüllhinweise.  

 

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Arbeitslosigk

eit/Grundsicherung/Antrag/index.htm - Hauptantrag Arbeitslosengeld II (  PDF, 

313,8 KB) (ausgefüllt abspeicherbar) und Ausfüllhinweise (  PDF, 504,1 KB)  

Anlage KDU - Kosten der Unterkunft und Heizung (  PDF, 169,7 KB) (ausgefüllt 

abspeicherbar).  

 

Zur Fristwahrung genügt es, die anhängenden 2 Seiten des Hauptantrags auszufül-

len und zu unterschreiben.  

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Arbeitslosigkeit/Grundsicherung/Antrag/index.htm
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Arbeitslosigkeit/Grundsicherung/Antrag/index.htm
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Arbeitslosigkeit/Grundsicherung/Antrag/index.htm
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/Arbeitslosigkeit/Grundsicherung/Antrag/index.htm
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtk2/%7Eedisp/l6019022dstbai378191.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI378194
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/%7Eedisp/l6019022dstbai378199.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI378202
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/%7Eedisp/l6019022dstbai378207.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI378210
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Anlage 4 b:  

Liste der Sozialleistungsbehörden 
kommunaler Träger: 
Landkreis /              
kreisfreie Stadt

Jobcenter Anschrift E-Mail-Kontakt

Viktoriastr. 36, 
55543 Bad Kreuznach
Gemündener Str. 8a
55469 Simmern
Hauptstraße 86
55743 Idar-Oberstein
Guimaraes-Platz 3
67655 Kaiserslautern
Marnheimer Str. 88
67292 Kirchheimbolanden
Augustastr. 6
67655 Kaiserslautern
Schachenstr. 70
66953 Pirmasens
Landauer Str. 67
66482 Zweibrücken
Am Berg 1
56070 Koblenz
Briederweg 14
56812 Cochem
Rathausstr. 1
53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler
Waldstr. 13
76726 Germersheim

Landkreis Südliche 
Weinstraße Johannes-Kopp-Str. 2

Stad Landau 76829 Landau in der Pfalz
Friedrich-Ebert-Str. 17,
67433 Neustadt an der Weinstraße

Kaiser-Wilhelm-Str. 52

67059 Ludwigshafen
Galgenwiesenweg 23
55232 Alzey
Am Rodelberg 21
55131 Mainz
Schönauer Str. 2
67547 Worms
Wilhelmsallee 7
56130 Bad Ems
Bahnallee 17
56410 Montabaur
Wiedstr. 21
57610 Altenkirchen
Heddesdorfer Str. 33
56564 Neuwied
Gneisenaustrasse 38
54294 Trier
Friedrichstr. 22
54516 Wittlich
Trierer Str. 5
54634 Bitburg
Dasbachstr. 9
54292 Trier

Konrad-Adenauer-Str. 3

55218 Ingelheim
Landkreis Vulkaneifel Jobcenter Vulkaneifel Freiherr-vom-Stein-Straße 15, 54550 Daun info@vulkaneifel.de

Marktplatz 24

56727 Mayen
Delaware Avenue 12-18
66953 Pirmasens
Fritz-Wunderlich-Str. 49b
66869 KuselLankreis Kusel Jobcenter Kusel Buergerbuero@kv-kus.de

Landkreis Mayen-Koblenz Jobcenter Mayen-Koblenz JC-Mayen1@kvmyk.de

Landkreis Südwestpfalz Jobcenter Südwestpfalz kv@lksuedwestpfalz.de

Landkreis Trier-Saarburg JC Trier-Saarburg Jobcenter-Trier-
Saarburg@jobcenter-ge.de

Landkreis Mainz-Bingen Jobcenter Mainz-Bingen kreisverwaltung@mainz-bingen.de

Landkreis Bernkastel-Wittlich JC Bernkastel-Wittlich Jobcenter-Bernkastel-
Wittlich@jobcenter-ge.de

Eifelkreis Bitburg-Prüm JC Bitburg-Prüm Jobcenter-Bitburg-
Pruem@jobcenter-ge.de

Landkreis Neuwied JC Landkreis Neuwied Jobcenter-Neuwied@jobcenter-
ge.de

Stadt Trier JC Trier Stadt Jobcenter-Trier@jobcenter-ge.de

Westerwaldkreis JC Westerwald Jobcenter-Westerwald@jobcenter-
ge.de

Landkreis Altenkirchen JC Kreis Altenkirchen Jobcenter-Kreis-
Altenkirchen@jobcenter-ge.de 

Stadt Worms JC Worms Jobcenter-Worms@jobcenter-ge.de

Rhein-Lahn-Kreis JC Rhein-Lahn jobcenter-rhein-
lahn.badems@jobcenter-ge.de

Landkreis Alzey-Worms JC Alzey-Worms Jobcenter-Alzey-Worms@jobcenter-
ge.de 

Stadt Mainz JC Mainz Jobcenter-Mainz@jobcenter-ge.de

JC Landau-Südliche Weinstraße Jobcenter-Suedliche-
Weinstrasse@jobcenter-ge.de

Landkreis Bad Dürkheim       
Stadt Neustadt a.d. JC Deutsche Weinstraße Jobcenter-Deutsche-

Weinstrasse@jobcenter-ge.de

Stadt Ludwigshafen                
Stadt Speyer                         
Stadt Frankenthal                 
Rhein-Pfalz-Kreis

JC Vorderpfalz-Ludwigshafen Jobcenter-Vorderpfalz@jobcenter-
ge.de

Landkreis Ahrweiler Jobcenter Landkreis Ahrweiler Jobcenter-ahrweiler@jobcenter-
ge.de

Landkreis Germersheim JC Landkreis Germersheim Jobcenter-Germersheim@jobcenter-
ge.de

Stadt Koblenz JC Stadt Koblenz Jobcenter-Koblenz@jobcenter-
ge.de 

Landkreis Cochem-Zell JC Cochem-Zell Jobcenter-Cochem-Zell@jobcenter-
ge.de 

Stadt Pirmasens JC Pirmasens Jobcenter-Pirmasens@jobcenter-
ge.de 

Stadt Zweibrücken JC Zweibrücken Jobcenter-Zweibrücken@jobcenter-
ge.de

Donnersbergkreis JC Donnersbergkreis Jobcenter-
Donnersbergkreis@jobcenter-ge.de 

Landkreis Kaiserslautern JC Landkreis Kaiserslautern Jobcenter-Kreis-
Kaiserslautern@jobcenter-ge.de

Landkreis Birkenfeld Jobcenter LK Birkenfeld Jobcenter-Birkenfeld@jobcenter-
ge.de

Stadt Kaiserslautern JC Stadt Kaiserslautern Jobcenter-Stadt-
Kaiserslautern@jobcenter-ge.de 

Landkreis Bad Kreuznach JC Bad Kreuznach Jobcenter-Bad-
Kreuznach@jobcenter-ge.de 

Rhein-Hunsrück-Kreis JC Rhein-Hunsrück Jobcenter-Rhein-
Hunsrueck@jobcenter-ge.de



 
- 31 - 

Anlage 5:  
 

Leitfaden für aufenthaltsrechtliche Fragen (Opfer von Menschenhandel) – Auf-
enthaltsgesetz (AufenthG) 
 
Informationsrecht: 
 
Opfer von Menschenhandel sind durch die Ausländerbehörden zu beraten und zu 

informieren. Hierzu sind diese verpflichtet.  

 
Aufenthaltsstatus: 
 
Opfer von Menschenhandel, die  

• einen gültigen Aufenthaltstitel  (Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungser-

laubnis, Visum) haben oder  

• eine Staatsangehörigkeit eines EU-Landes besitzen (Bei Unionsbürgern und 

ihren Familienangehörigen gilt grundsätzlich die Vermutung der Freizügigkeitsbe-

rechtigung.) oder  

• einen visafreien Aufenthalt im Bundesgebiet wahrnehmen,  

dürfen sich im Bundesgebiet aufhalten. 

 

Opfer von Menschenhandel, die keine gültigen Papiere besitzen, können trotz 

grundsätzlich bestehender Ausreisepflicht eine mindestens 3-monatige Bedenkzeit (§ 

59 Abs. 7 AufenthG) in Anspruch nehmen, während der eine Abschiebung nicht er-

folgen darf. Diese Frist kann verlängert werden. (Ausnahmen: Gefährdung der öffent-

lichen Sicherheit und Ordnung oder das Opfer nimmt freiwillig Kontakt zu den poten-

tiellen Täter(inne)n auf).  

 

Wirkt das Opfer im Rahmen der strafrechtlichen Verfahrens mit, soll eine Aufent-

haltserlaubnis erteilt werden (§ 25 Abs. 4 a AufenthG). Diese wird jeweils für ein 
Jahr erteilt und verlängert (§ 26 Abs. 1 S. 5 AufenthG). Nach Beendigung des Straf-

verfahrens soll die Aufenthaltserlaubnis jeweils für 2 Jahre verlängert werden, wenn 

humanitäre oder persönliche Gründe oder öffentliche Interessen die weitere Anwe-

senheit erfordern.  
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Daneben besteht bei Vorliegen der Voraussetzungen die Möglichkeit eine Aufent-

haltserlaubnis nach §§ 25 Abs. 5 und 25 Abs. 3 AufenthG zu erhalten.   

 
Bedenkfrist:  
Opfer von Menschenhandel können eine mindestens 3-monatige Bedenkfrist (§ 59 

Abs. 7 S. 2 AufenthG) in Anspruch nehmen, während der eine Abschiebung nicht 

erfolgen darf.  

 
Beschäftigungsmöglichkeit: 
Wer als Opfer von Menschenhandel eine Aufenthaltserlaubnis (§ 25 Abs. 4 a Auf-

enthG) besitzt, darf bei Vorliegen der Voraussetzungen unselbständig arbeiten. Hier-

für bedarf es seit dem 01. Juli 2013 keiner Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 

(§ 31 Verordnung über die Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern (Be-

schäftigungsverordnung – BeschV)). 

 
Wohnsitzbeschränkung:  
Opfer von Menschenhandel, die Sozialleistungen nach dem AsylbLG, SGB II oder XII 

beziehen, dürfen ihren Wohnsitz nicht frei wählen. Umzüge müssen vorher von der 

Ausländerbehörde erlaubt werden.     
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Anlage 6: Opfermerkblatt                                    

Opfermerkblatt mit 
Anhang Version 2011.
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Anlage 7: 
Flyer der Anwaltlichen Beratungsstellen in 10 Sprachen: 
Um auch Migrantinnen und Migranten, die noch keine oder wenig Deutschkenntnisse 

besitzen, über das bestehende Angebot Anwaltlicher Beratungsstellen zu informie-

ren, wurde zusätzlich zu dem bereits vorhandenen, ausführlichen Flyer über die Be-

ratungsstellen in deutscher Sprache ein kompakter Flyer mit Übersetzungen in 10 

Sprachen entwickelt. (http://www.buendnis-gegen-

menschenhandel.de/aktuelles/rheinland-pfalz-flyer-der-anwaltlichen-

beratungsstellen-10-sprachen). 

 
 

 

http://www.buendnis-gegen-menschenhandel.de/aktuelles/rheinland-pfalz-flyer-der-anwaltlichen-beratungsstellen-10-sprachen
http://www.buendnis-gegen-menschenhandel.de/aktuelles/rheinland-pfalz-flyer-der-anwaltlichen-beratungsstellen-10-sprachen
http://www.buendnis-gegen-menschenhandel.de/aktuelles/rheinland-pfalz-flyer-der-anwaltlichen-beratungsstellen-10-sprachen
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Anlage 8:  
Adressen  

a. Migrationsberatungsstellen  

b. Europäischer Verein für Wanderarbeiterfragen  

c. Anwaltliche Beratungsstellen  
d. Weißer Ring e.V.  
e. Frauennotrufe  
f. Leitstelle „Kriminalprävention“  
g. Polizeiliche Beratungsstellen 

h. Opferschutz in Rheinland-Pfalz 

i. Anonyme und kostenlose Hotline des Landeskriminalamtes Rheinland-
Pfalz für die Entgegennahme von Hinweisen über mögliche Fälle sexuel-
ler Ausbeutung 

j. Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen 
k. Fachberatungsstellen für Opfer von Menschenhandel zum Zwecke der 

sexuellen Ausbeutung  
l. Zeugenschutzdienststellen 
m. Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
n. Frauenhäuser und Mädchenzuflucht 
o. Beratungsstellen der Frauenhäuser 
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a. Migrationsberatungsstellen 

http://www.onlinesuche.rlp.de/dm_masfg/Suche/Suche_Einrichtung.asp?ArtCl=MFac

hDienst&thema_id=8 

Migrationsfachdienst  
in Rheinland-Pfalz  

Name / Anschrift  Telefon / E-Mail / www  Fax  
 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
67657 Kaiserslautern, Engelsgasse 1  

0631-36120229 
beate.schmitt@caritas-speyer.de 
 

0631-36120261  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsve  
55232 Alzey, Mainzer Str. 22  

0 67 31 / 25 59 
ash-alzey@freenet.dewww.ash-wurzelw  
  

0 67 31 / 9009770  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Arbeiterwohlfahrtverbandes 
Haus der Familie 
56626 Andernach, Garten Str. 4  

01573 / 7602767 
Funda.Mercan@Awo-Rheinland.de 

 

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Diakonischen Werkes 
76887 Bad Bergzabern, Weinstr. 43  

06343-70 02 200 
dw.bad.bergzabern@evkirchepfalz.de 

06343-7002240  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Arbeiterwohlfahrtverbandes 
55545 Bad Kreuznach, Schumannstr. 31  

0671 / 970 89 265 
Jane.Schuller@AWO-Rheinland.de 

0671 / 200450 77  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Arbeiterwohlfahrtverbandes 
Stadtverwaltung Bendorf 
56170 Bendorf, Rathausstr. 1  

01573 / 7602774 
Fund.Mercan@Awo-Rheinland.de 

 

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
57518 Betzdorf, Wagnerstraße 1  

0 27 41 / 97 589-13 
migrationsberatung@caritas-betzdorf.d  
www.caritas-trier.de 

0 27 41 / 97 60-60  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
55411 Bingen am Rhein, Rochusstrasse 8  

06721/917743 06721/917750  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Arbeiterwohlfahrtverbandes 
Familienzentrum Mühlrad 
55257 Budenheim, Mühlstr. 28  

01573 / 7602771 
Pierrette.Onangolo@AWO-Rheinland.d  

 

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
54550 Daun, Mehrener Straße 1  

0 65 92 / 95 73-0; 97109 0 
a.golabiewski@daun.caritas-westeifel.d  
m.fasen@daun.caritas-westeifel.de 
www.caritas-westeifel.de 

0 65 92 / 95 73-30  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Arbeiterwohlfahrtsverbandes 
Mehrgenerationenhaus 
67227 Frankenthal, Mahlastr. 35  

06233-3558917 
Khanian@AWO-Lu.de 
Durusoy@awo-lu.de 

 

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtver  
67227 Frankenthal, Schulstr. 23  

0621-5723816; 01719729151 
migrationsberatung@zab-frankenthal.d  

 

 

 
 
Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 

 
 
07274-9491113 
regina.huwe-wittmann@caritas-speyer  

 
 
07274-949123  

http://www.onlinesuche.rlp.de/dm_masfg/Suche/Suche_Einrichtung.asp?ArtCl=MFachDienst&thema_id=8
http://www.onlinesuche.rlp.de/dm_masfg/Suche/Suche_Einrichtung.asp?ArtCl=MFachDienst&thema_id=8
mailto:beate.schmitt@caritas-speyer.de
mailto:ash-alzey@freenet.de
mailto:ash-alzey@freenet.de
mailto:Funda.Mercan@Awo-Rheinland.de
mailto:dw.bad.bergzabern@evkirchepfalz.de
mailto:Jane.Schuller@AWO-Rheinland.de
mailto:Fund.Mercan@Awo-Rheinland.de
mailto:migrationsberatung@caritas-betzdorf.de
http://www.caritas-trier.de/
mailto:Pierrette.Onangolo@AWO-Rheinland.de
mailto:a.golabiewski@daun.caritas-westeifel.de
mailto:m.fasen@daun.caritas-westeifel.de
http://www.caritas-westeifel.de/
mailto:Khanian@AWO-Lu.de
mailto:Durusoy@awo-lu.de
mailto:migrationsberatung@zab-frankenthal.de
mailto:regina.huwe-wittmann@caritas-speyer.de
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76726 Germersheim, Bellheimer Str. 17  
 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Diakonischen Werkes 
76726 Germersheim, Hauptstraße 1  

0 72 74 / 12 48 
Olga.Prigorko@diakonie-pfalz.de 
www.diakonie-pfalz.de 
 

0 72 74 / 76 32-9  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Roten Kreuzes 
55743 Idar-Oberstein, Schönlauterbach 17  

0 67 81 / 50 60-0 
info@drk-kv-birkenfeld.de 

0 67 81 / 50 60-60  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des deutschen Caritasverbandes 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen 
55218 Ingelheim am Rhein, Georg-Rücke    

06132/781 1042 
c.kinader@caritas-mz.de 

 

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Roten Kreuzes 
67655 Kaiserslautern, Augustastr. 16-24  

06 31 / 80 09-3140 
b.steinmann@kv-kls.drk.de 
www.drk-kl.de 

06 31 / 80 09-3133  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
67657 Kaiserslautern, Engelsgasse 1  

0631-36120225 
karl.leicht@caritas-speyer.de 

0631-36120261  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
67657 Kaiserslautern, Engelsgasse 1  

06 31 / 36 120-267; 225; 229 
gisela.fixemer-reiland@caritas-speyer.d  
Karl.leicht@caritas-speyer.de 
Beate.schmitt@caritas-speyer.de 
http://www.caritas-speyer.de 

06 31 / 36 120-261  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Diakonischen Werkes 
55481 Kirchberg, Am Osterrech 5  

0 67 63 / 93 20-38 
migration.kirchberg@diakoniehilft.de 
www.diakonie-pfalz.de 

0 67 63 / 93 20-50  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
der Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Rhe   
56068 Koblenz, Viktoriastraße 24  

02 61 / 296349 82; 77; 84; 85; 85 
Funda.Mercan@Awo-Rheinland.de 
Hueseyin.Ocar@Awo-Rheinland.de 
Gennadi.Jakobson@Awo-Rheinland.de 
Yassir.Kaoui@Awo-Rheinland.de 
Nataliya.Andreyeyeva@Awo-Rheinland  
www.awo-rhn.de 

02 61 / 32 00-6  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
56068 Koblenz, Hohenzollernstraße 118  

0261-13906 502; 506; 511; 500; 512 
attoua@caritas-koblenz.de 
bergmann@caritas-koblenz.de 
kabilinski@caritas-koblenz.de 
meier@caritas-koblenz.de 
thorn@caritas-koblenz.de 

0261-13906580  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
56112 Lahnstein, Gutenbergstraße 8  

02621 92 08 17 
sabine.prothmann@cv-ww-rl.de 
 

02621 92 08 40  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
76829 Landau i. d. Pfalz, Königstr. 39/41  

0 63 41 / 93 55-133 
monika.oberfrank@caritas-speyer.de 
http://www.caritas-speyer.de  

0 63 41 / 93 55-199  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Roten Kreuzes 
66849 Landstuhl, Am Feuerwehrturm 6  

0 63 71 / 92 15-33 
gueldenfuss@kv-kl-land.drk.de 
http://lv-rlp.drk.de  

0 63 71 / 92 15-20  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
der Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Rhe   
67059 Ludwigshafen, Maxstrasse 65  

06 21 / 52 92-107; 511706; 5292047; 5  
Khnanian@AWO-Lu.de 
Larissa.Bobacheva@Awo-Lu.de 
Durusoyr@Awo-Lu.de 
Cellmer@Awo-Lu.de 
www.awo-rhn.de 

06 21 / 52 92-156  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
67059 Ludwigshafen, Ludwigstraße 67-69  

06 21 / 59 80-216 
margareta.topalovic@caritas-speyer.de 
www.caritas-speyer.de  

06 21 / 59 80   

 

mailto:Olga.Prigorko@diakonie-pfalz.de
http://www.diakonie-pfalz.de/
mailto:info@drk-kv-birkenfeld.de
mailto:c.kinader@caritas-mz.de
mailto:b.steinmann@kv-kls.drk.de
http://www.drk-kl.de/
mailto:karl.leicht@caritas-speyer.de
mailto:gisela.fixemer-reiland@caritas-speyer.de
mailto:Karl.leicht@caritas-speyer.de
mailto:Beate.schmitt@caritas-speyer.de
http://www.caritas-speyer.de/
mailto:migration.kirchberg@diakoniehilft.de
http://www.diakonie-pfalz.de/
mailto:Funda.Mercan@Awo-Rheinland.de
mailto:Hueseyin.Ocar@Awo-Rheinland.de
mailto:Gennadi.Jakobson@Awo-Rheinland.de
mailto:Yassir.Kaoui@Awo-Rheinland.de
mailto:Nataliya.Andreyeyeva@Awo-Rheinland.de
http://www.awo-rhn.de/
mailto:attoua@caritas-koblenz.de
mailto:bergmann@caritas-koblenz.de
mailto:kabilinski@caritas-koblenz.de
mailto:meier@caritas-koblenz.de
mailto:thorn@caritas-koblenz.de
mailto:sabine.prothmann@cv-ww-rl.de
mailto:monika.oberfrank@caritas-speyer.de
http://www.caritas-speyer.de/
mailto:gueldenfuss@kv-kl-land.drk.de
http://lv-rlp.drk.de/
mailto:Khnanian@AWO-Lu.de
mailto:Larissa.Bobacheva@Awo-Lu.de
mailto:Durusoyr@Awo-Lu.de
mailto:Cellmer@Awo-Lu.de
http://www.awo-rhn.de/
mailto:margareta.topalovic@caritas-speyer.de
http://www.caritas-speyer.de/
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Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Diakonischen Werkes 
67063 Ludwigshafen am Rhein, Falkenstr    

06 21 / 52 04-461 
k.froehlich@diakonie-pfalz.de 
http://www.diakonie-pfalz.de  

06 21 / 52 04   

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Diakonischen Werkes 
Fachstelle für Flüchtlinge, Migration und In  
55116 Mainz, Nelkenweg 2  

0 61 31 / 475370 
i.schmoldt@diakonie-mainz-bingen.de 
http://www.diakonie-mainz-bingen.de 

0 61 31 / 553   

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Roten Kreuzes 
55116 Mainz, Mitternachtsgasse 2  

0 61 31 / 26-972 
marietta.honka@drk-mainz.de 
www.drk-mainz.de 

0 61 31 / 26-9   

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
der Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Rhe   
55118 Mainz, Leibnizstraße 47 a  

0 61 31 / 67 00-91 oder -92 
awo-beratungsstelle-mainz@t-online.de 
www.awo-rhn.de 

0 61 31 / 61 6   

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
55118 Mainz, Aspeltstraße 10, Innenhof  

0 61 31 / 90 83-263 u. 261 
c.kinader@caritas-mz.de 
s.topcic@caritas-mz.de 
netzwerk-weisenaus@caritas-mz.de 
b.drenkard@caritas-mz.de 
e.kronwald-heim@caritas-mz.de 
www.caritas-bistum-mainz.de 

0 61 31 / 90 8   

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
56727 Mayen, St.-Veit-Straße 14  

02651-9869-143; 140 
pestemer-e@caritas-mayen.de 
Goepfert-m@caritas-mayen.de 
www.caritas-trier.de 

02651-9869-   

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
56410 Montabaur, Philipp-Gehling,Str.  

02602 16 06 13 
elke.schaefer-krueger@cv-ww-rl.de 

02602-16063   

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
der Diakonie 
56564 Neuwied, Rheinstr. 69  

02631-392263 
borczon@diakonie-neuwied.de 

 

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Deutschen Caritasverbandes 
56564 Neuwied, Heddesdorfer Straße 5  

02631-9875-17 
migrationsberatung@caritas-neuwied.de 
 
 

02631-9875-   

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Arbeiterwohlfahrtverbandes 
Rathaus Verbandsgemeinde 
55268 Nieder-Olm, Pariser Str. 110  

01573 / 7602771 
Pierrette.Onangolo@AWO-Rheinland.de 

 

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
der Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Rhe   
55276 Oppenheim, Wormser Strasse 88  

01573/7602771 
awo-beratungsstelle-oppenheim@t-online.de 

 

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung    
des Diakonischen Werkes 
66954 Pirmasens, Waisenhausstrasse 5  

0 63 31 / 2236-0 
albert.gomille@diakonie-pfalz.de 

0 63 31 / 534   

 

Migrationsfachdienst 
/ Migrationsberatung 
für erw. Zuwanderer 
Deutscher Caritas-
verband 
66953 Pirmasens, 
Klosterstr. 9 a  

0 63 31 / 27 40-18 
elke.kaefer@caritas-speyer.de 
 

0 63 31 / 
27 40-19  

 

 
Migrationsfachdienst 
/ Migrationsberatung 
für erw. Zuwanderer 
des Deutschen 
Caritasverbandes 
54595 Prüm, Kalva-

 
0 65 51 / 97 109 0; 9573 0 
m.fasen@pruem.caritas-westeifel.de 
a.golabiewski@daun-caritas-westeifel.de 

 
0 65 51 / 
97109161  

mailto:k.froehlich@diakonie-pfalz.de
http://www.diakonie-pfalz.de/
mailto:i.schmoldt@diakonie-mainz-bingen.de
http://www.diakonie-mainz-bingen.de/
mailto:marietta.honka@drk-mainz.de
http://www.drk-mainz.de/
mailto:awo-beratungsstelle-mainz@t-online.de
http://www.awo-rhn.de/
mailto:c.kinader@caritas-mz.de
mailto:s.topcic@caritas-mz.de
mailto:netzwerk-weisenaus@caritas-mz.de
mailto:b.drenkard@caritas-mz.de
mailto:e.kronwald-heim@caritas-mz.de
http://www.caritas-bistum-mainz.de/
mailto:pestemer-e@caritas-mayen.de
mailto:Goepfert-m@caritas-mayen.de
http://www.caritas-trier.de/
mailto:elke.schaefer-krueger@cv-ww-rl.de
mailto:borczon@diakonie-neuwied.de
mailto:migrationsberatung@caritas-neuwied.de
mailto:Pierrette.Onangolo@AWO-Rheinland.de
mailto:awo-beratungsstelle-oppenheim@t-online.de
mailto:albert.gomille@diakonie-pfalz.de
mailto:elke.kaefer@caritas-speyer.de
mailto:m.fasen@pruem.caritas-westeifel.de
mailto:a.golabiewski@daun-caritas-westeifel.de
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rienbergstraße 1  
 

Migrationsfachdienst 
/ Migrationsberatung 
für erw. Zuwanderer 
des Deutschen 
Caritasverbandes 
55469 Simmern, 
Bahnhofstraße 1  

0 67 61 / 91 96-70 
lidia.eckert@caritas-rhein-hunsrück.de 
Ilona.besha@caritas-rhein-hunsrück.de 
www.caritas-trier.de 

0 67 61 / 
91 96-80  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsberatung 
für erw. Zuwanderer 
des Diakonischen Werkes 67346 Speyer, 
Marienstrasse 1  

0 62 32 / 60 07 15 
essert@diakonie-pfalz.de 

0 62 32 / 
600757  

 

Migrationsfachdienst 
/ Migrationsberatung 
für erw. Zuwanderer 
Deutscher Caritas-
verband 
54292 Trier, Pet-
russtr. 28  

06 51 / 2096 224; 220 
ansari.angela@caritas-region-trier.de 
erasme.jutta@caritas-region-trier.de 
www.jmd-trier.de 

06 51 / 
2096228  

 

Migrationsfachdienst 
/ Migrationsberatung 
für erw. Zuwanderer 
des Diakonischen 
Werkes 
54292 Trier, Theo-
baldstr. 10  

06 51 / 2090080 
migration.trier@diakoniehilft.de 
www.diakonie-trier.de 

06 51 / 
2090039  

 

Migrationsfachdienst 
/ Migrationsberatung 
für erw. Zuwanderer 
des Diakonischen 
Werkes 
56457 Westerburg, 
Hergenrother Str. 2  

0 26 63 / 94 30-41 
k.klein@diakonie-westerwald.de 
www.diakonie-westerwald.de 

0 26 63 / 
94 30-60  

 

Migrationsfachdienst 
/ Migrationsberatung 
für erw. Zuwanderer 
des Deutschen 
Roten Kreuzes 
54516 Wittlich, 
Kurfürstenstr. 7 a  

0 65 71 / 69 77-12 
m.merkes@kv-bks-wil.drk.de 
http://lv-rlp.drk.de 

0 65 71 / 
69 77-11  

 

Migrationsfachdienst 
/ Migrationsberatung 
für erw. Zuwanderer 
des Diakonischen 
Werkes 
67547 Worms, Se-
minariumsgasse 46  

0 62 41 / 56 005 
franziska.baumgarten@dwwa.de 
http://www.diakonie-pfalz.de 

0 62 41 / 
54729  

 

Migrationsfachdienst / Migrationsbera-
tung für erw. Zuwanderer 
der Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband 
Rheinland e.V. 
67547 Worms, Brucknerstrasse 3  

0 62 41 / 56-005 
awo-beratungsstelle-worms@t-online.de 
 

0 62 41 / 
54-729  

 

b. Europäischer Verein für Wanderarbeiterfragen  

Europäischer Verein für Wanderarbeiter-

fragen 

http://www.emwu.org/index.php/de  

- Beratung auch in Rumänisch und Bul-

garisch 

mailto:lidia.eckert@caritas-rhein-hunsr%C3%BCck.de
mailto:Ilona.besha@caritas-rhein-hunsr%C3%BCck.de
http://www.caritas-trier.de/
mailto:essert@diakonie-pfalz.de
mailto:ansari.angela@caritas-region-trier.de
mailto:erasme.jutta@caritas-region-trier.de
http://www.jmd-trier.de/
mailto:migration.trier@diakoniehilft.de
http://www.diakonie-trier.de/
mailto:k.klein@diakonie-westerwald.de
http://www.diakonie-westerwald.de/
mailto:m.merkes@kv-bks-wil.drk.de
http://lv-rlp.drk.de/
mailto:franziska.baumgarten@dwwa.de
http://www.diakonie-pfalz.de/
mailto:awo-beratungsstelle-worms@t-online.de
http://www.emwu.org/index.php/de
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c. Anwaltliche Beratungsstellen:  

In Bad Kreuznach, Kaiserslautern, Landau, Ludwigshafen, Mainz und Pirmasens gibt 

es Anwaltliche Beratungsstellen. Kooperationspartner des Ministeriums der Justiz 

und für Verbraucherschutz in diesem Projekt sind die örtlichen Anwaltsvereine. Dort 

organisierte Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte beraten in öffentlichen Einrich-

tungen kostenfrei Menschen, die sich professionelle juristische Hilfe finanziell nicht 

leisten können.  

• Bad Kreuznach  

Amtsgericht  

Ringstraße 79  

geöffnet jeden Mittwoch,  

14:00-16:00 Uhr 

• Kaiserslautern  

Haus des Jugendrechts  

Augustastraße 3  

 

geöffnet jeden Montag,  

10:00-12:00 Uhr,  

und jeden Mittwoch,  

14:00-16:00 Uhr 

• Landau in der Pfalz 

Landgericht 

Marienweg 13 

Geöffnet jeden Mittwoch 

13:00-14:00 Uhr  

• Ludwigshafen am Rhein  

Haus des Jugendrechts  

Berliner Straße 52  

geöffnet jeden Mittwoch,  

14:00-16:00 Uhr 

 

• Mainz  

Haus des Jugendrechts  

Erthalstraße 2  

55116 Mainz 

Achtung!  

Neue Anschrift 

ab dem 12.10.2015: 
Ernst-Ludwig-Straße 3 

           55116 Mainz 

geöffnet jeden Mittwoch,  

14:00-16:00 Uhr 

 

• Pirmasens  

Amtsgericht  

Bahnhofstraße 22-26  

geöffnet jeden Mittwoch,  

14:00-16:00 Uhr 

 



 
- 45 - 

d. Weißer Ring e.V.  

Bundesweites Info-Telefon WEISSER 

RING e.V. 
Tel.: 116 006 

Bundesgeschäftsstelle WEISSER RING 

e.V.  

www.weisser-ring.de  

Weberstr. 16, 55130 Mainz,  

Tel. 06131 / 8303-0  

info@weisser-ring.de 

Landesbüro Rheinland-Pfalz WEISSER 

RING e.V. 

 

Große Bleiche 31 – 33, 55116 Mainz 

Tel.: 06131/6007311 

lbrheinlandpfalz@weisser-ring.de 

 
e. Frauennotruf  

Frauennotrufe - landesweit http://www.frauennotruf-mainz.de/lag-

rlp/adressen.php 

Frauennotruf   - Mainz Kaiserstr. 59-61, 55116 Mainz, Tel. 

06131 / 221213  

Info@frauennotruf-mainz.de 

www.frauennotruf-mainz.de 

 

f. Leitstelle „Kriminalprävention“ 

Ministerium des Innern, für Sport und 

Infrastruktur  

Leitstelle „Kriminalprävention“ 

Schillerplatz 3-5,  

55116 Mainz, Tel. 06131 / 16-0  

 

 

g. Die nachfolgenden polizeilichen Beratungsstellen finden Sie auch unter 

www.polizei.rlp.de  

Landeskriminalamt, Leitungsstab 3  Valenciaplatz 1-7, 55118 Mainz, Tel. 

06131 / 65-0  

Polizeipräsidium Mainz, Zentrale Präven-

tion  

Valenciaplatz 2, 55118 Mainz, Tel. 

06131 / 65-0  

Polizeipräsidium Koblenz, Zentrale Prä-

vention  

Moselring 10-12, 56068 Koblenz, Tel. 

0261 / 103-0  

Polizeipräsidium Rheinpfalz, Zentrale 

Prävention  

Wittelsbachstr. 3, 67061 Ludwigshafen, 

Tel. 0621 / 963-0  

Polizeipräsidium Trier, Zentrale Präven- Salvianstr.9, 54290 Trier, Tel. 0651 / 

http://www.weisser-ring.de/
mailto:info@weisser-ring.de
mailto:lbrheinlandpfalz@weisser-ring.de
http://www.frauennotruf-mainz.de/lag-rlp/adressen.php
http://www.frauennotruf-mainz.de/lag-rlp/adressen.php
mailto:Info@frauennotruf-mainz.de
http://www.frauennotruf-mainz.de/
http://www.polizei.rlp.de/
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tion  9779-0  

Polizeipräsidium Westpfalz, Zentrale 

Prävention  

Logenstr. 5, 67655 Kaiserslautern, Tel. 

0631 / 369-0 

 

h. Opferschutz in Rheinland-Pfalz 
Als Opfer einer Straftat benötige ich Hilfe. Diese Seite kann mir die Suche nach dem 

passenden Hilfeangebot in Rheinland-Pfalz erleichtern. 

http://www.opferschutz.rlp.de/icc/opferschutz/nav/ec4/ec45014c-5c71-6041-a9bd-

059077fe9e30&class=net.icteam.cms.utils.search.AttributeManager&class_uBasAttr

Def=a001aaaa-aaaa-aaaa-eeee-000000000054.htm 

 

i. Anonyme und kostenlose Hotline des Landeskriminalamtes Rheinland-Pfalz 
für die Entgegennahme von Hinweisen über mögliche Fälle sexueller Ausbeu-
tung 

Tel.: 0800 / 7242318 

 

j. Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen 

Tel.:  
08000 116 016 
 

• 365 Tage im Jahr  

• rund um die Uhr erreichbar  

• Telefonisch oder via Online-Beratung können sich 

Betroffene, aber auch Angehörige, Freunde sowie 

Fachkräfte anonym und kostenfrei beraten lassen  

• Telefonische Beratung auch auf Türkisch, Russisch, 

Französisch, Englisch, Spanisch, Portugiesisch, Ita-

lienisch, Polnisch, Serbokroatisch, Chinesisch, Bul-

garisch, Rumänisch, Arabisch, Persisch und Viet-

namesisch 

 

k. Fachberatungsstellen für Opfer von Menschenhandel zum Zwecke der sexu-
ellen Ausbeutung  

Fachberatungsstelle Mädchen Haus 

Mainz, FEMMA e.V.  

http://www.maedchenhaus-mainz.de  

 

Kontakt und Postanschrift: Mädchen 

Haus Mainz, Geschäftsführung  

Heidelbergerfaßgasse 14, 55116 Mainz  

Tel.: 06131/ 48 750 67/ 68  

http://www.opferschutz.rlp.de/icc/opferschutz/nav/ec4/ec45014c-5c71-6041-a9bd-059077fe9e30&class=net.icteam.cms.utils.search.AttributeManager&class_uBasAttrDef=a001aaaa-aaaa-aaaa-eeee-000000000054.htm
http://www.opferschutz.rlp.de/icc/opferschutz/nav/ec4/ec45014c-5c71-6041-a9bd-059077fe9e30&class=net.icteam.cms.utils.search.AttributeManager&class_uBasAttrDef=a001aaaa-aaaa-aaaa-eeee-000000000054.htm
http://www.opferschutz.rlp.de/icc/opferschutz/nav/ec4/ec45014c-5c71-6041-a9bd-059077fe9e30&class=net.icteam.cms.utils.search.AttributeManager&class_uBasAttrDef=a001aaaa-aaaa-aaaa-eeee-000000000054.htm
http://www.maedchenhaus-mainz.de/
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Fax: 06131/ 48 750 66  

 

SOLWODI 

http://www.solwodi.de  

SOLWODI – Boppard  

 

Propsteistr. 2 

56154 Boppard  

Tel: 06741-22 32  

boppard@solwodi.de 

SOLWODI – Beratungsstelle Koblenz 

 

Postfach 20 14 46 

56014 Koblenz  

Tel: 0261-33 719  

koblenz@solwodi.de 

SOLWODI - Beratungsstelle Mainz  

 

Postfach 3741  

55027 Mainz  

Tel.: 0 61 31/ 67 80 69  

Fax: 0 61 31/ 61 34 70  

mainz@solwodi.de 

SOLWODI Ludwigshafen 

 

Postfach 21 12 42 

67012 Ludwigshafen  

Tel: 0621-52 91 277 

Mail: ludwigshafen@solwodi.de 

 

 

Frauenbegegnungsstätte UTAMARA 

e.V. 

 

http://www.utamara.org  

In der Stehle 26  

53547 Kasbach-Ohlenberg  

Tel.: 02644/ 60 24 24  

Fax: 02644/ 20 24 26  

 

l. Zeugenschutzdienststellen 
http://www.polizei.rlp.de/internet/nav/4f2/4f2709c6-071a-9001-be59-
2680a525fe06.htm 
 
In Rheinland-Pfalz existiert eine zentrale Zeugenschutzstelle beim Landeskriminal-

amt. In den fünf Polizeipräsidien werden Zeugenschutzmaßnahmen von den Mitar-

http://www.solwodi.de/
mailto:boppard@solwodi.de
mailto:koblenz@solwodi.de
mailto:mainz@solwodi.de
mailto:ludwigshafen@solwodi.de
http://www.utamara.org/
http://www.polizei.rlp.de/internet/nav/4f2/4f2709c6-071a-9001-be59-2680a525fe06.htm
http://www.polizei.rlp.de/internet/nav/4f2/4f2709c6-071a-9001-be59-2680a525fe06.htm
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beiterinnen und Mitarbeitern der Sachgebiete „Verdeckte Maßnahmen“ der jeweiligen 

Kriminaldirektion wahrgenommen. 

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz 
 

Valenciaplatz 1 – 7 

55118 Mainz 

Tel.: 06131/ 65-0 

Fax: 06131/ 65-2480 

Polizeipräsidium Mainz  
 

Valenciaplatz 2  

55118 Mainz  

Tel.: 06131/ 65-0  

Fax: 06131/ 65-3131  

Polizeipräsidium Koblenz 
 

Moselring 10-12 

56068 Koblenz 

Tel.: 0261/ 103-1 

Fax: 0261/ 103-2009 

Polizeipräsidium Rheinpfalz  
 

Wittelsbachstr. 3  

67061 Ludwigshafen am Rhein  

Tel.: 0621/ 963-0  

Fax: 0621 / 963-1444  

Polizeipräsidium Trier 
 

Salvianstraße 9 

54290 Trier 

Tel.: 0651/ 9779-0 

Fax: 0651/ 9779-1309 

Polizeipräsidium Westpfalz 
 

Logenstraße 5 

67655 Kaiserslautern 

Tel.: 0631/ 369-0 

Fax: 0631/ 369-12 90 

 
 
m. Finanzkontrolle Schwarzarbeit 

Hauptzollamt Koblenz 
- Finanzkontrolle Schwarzarbeit 

 

Ernst-Sachs-Straße 12 

56070 Koblenz 

Postfach 10 04  

5256034 Koblenz 

Tel.: 0261 963557-101 
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Fax: 0261 963557-100 

poststelle.hza-koblenz@zoll.bund.de 

 
 
n. Liste der Frauenhäuser und Mädchenzuflucht 

Frauenhäuser 
 

 

Frauenhaus Ahrweiler  

 
Tel.: 02633 / 470588 

beratungsladen@t-online.de 

Frauenhaus Bad Dürkheim  

 
Telefon: 06322 / 8588 

E-Mail: Lila-Villa@web.de 

Frauenhaus Bad Kreuznach  

 
Tel.: 0671 / 44877 

kreuznacher-frauenhaus@t-online.de 

Frauenhaus Donnersbergkreis 

 
Tel.: 06352 / 4187 

frauenhaus-kibo@gmx.de 

Frauenhaus Frankenthal  

 
Tel.: 06233 / 9695 

frauenhausft@gmx.de 

Frauenhaus Idar-Oberstein  

 
Tel.: 06781 / 1522 

frauenhaus-io@web.de 

Frauenhaus Kaiserslautern  

 
Tel.: 0631 / 17000 

frauenzuflucht.kl@gmx.de 

Frauenhaus Koblenz  

 

Tel.: 0261 / 9421020 

info@frauenhaus-koblenz.de 

Frauenhaus Ludwigshafen Tel.: 0621 / 521969 

Frauenhaus-Lu.eV@t-online.de  

Frauenhaus Mainz  

 

Tel.: 06131 / 279292 

kontakt@frauenhaus-mainz.de 

Frauenhaus Neustadt  

 

Tel.: 06321 / 2603 

Frauenhaus-nw@t-online.de 

Frauenhaus Pirmasens  

 

Tel.: 06331 / 92626 

frauenhaus-pirmasens@t-online.de 

Frauenhaus Speyer   

 

Tel.: 06232 / 28835 

frauenhaus-speyer@gmx.de  

Frauenhaus Südpfalz/Landau Tel.: 06341 / 89626 

mailto:poststelle.hza-koblenz@zoll.bund.de
mailto:beratungsladen@t-online.de
mailto:Lila-Villa@web.de
mailto:kreuznacher-frauenhaus@t-online.de
mailto:frauenhaus-kibo@gmx.de
mailto:frauenhausft@gmx.de
mailto:frauenhaus-io@web.de
mailto:frauenzuflucht.kl@gmx.de
mailto:info@frauenhaus-koblenz.de
mailto:Frauenhaus-Lu.eV@t-online.de
mailto:kontakt@frauenhaus-mainz.de
mailto:Frauenhaus-nw@t-online.de
mailto:frauenhaus-pirmasens@t-online.de
mailto:frauenhaus-speyer@gmx.de
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FRAUENHAUS-LANDAU@t-online.de 

Frauenhaus Trier 

 

Tel.: 0651 / 74444 

mitarbeiterinnen@frauenhaus-trier.de 

Frauenhaus Westerwald Tel.: 02662 / 5888 

frauenhaus-westerwald@t-online.de 

Frauenhaus Worms  

 

Tel.: 06241 / 43591 

frauenhaus@drk-worms.de 

Mädchenzuflucht 
 

 

Mädchenzuflucht von FEMMA e. V. 

Mainz 

 

Tel.: 06131 / 230244 

Notruf: 06131 / 230181 

maedchenzuflucht@maedchenhaus-

mainz.de 

 

 

o. Beratungsstellen der Frauenhäuser 

Beratungsstelle Frauenhaus Ahrweiler Tel.: 02633 470588, beratungsla-
den@t-online.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Bad 
Dürkheim 

Tel.: 06322 8588, Lila-Villa@web.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Bad 
Kreuznach 

Tel.: 0671 44877, kreuznacher-
frauenhaus@t-online.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Don-
nersbergkreis 

Tel.: 06352 401164, frauenberatung-
donnersbergkreis@gmx.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Fran-
kenthal 

Tel.: 06233 6070807, frauen-
hausft@gmx.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Idar-
Oberstein 

Tel.: 06781 1522, frauenhaus-
io@web.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Kaisers-
lautern 

Tel.: 0631 17000, Frauenzuflucht-
kl@gmx.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Koblenz Tel.: 0261 91489470, beratungsla-
den@skf-koblenz.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Landau Tel.: 96341 890912, frauenhaus-
lamdau@t-online.de 

mailto:FRAUENHAUS-LANDAU@t-online.de
mailto:mitarbeiterinnen@frauenhaus-trier.de
mailto:frauenhaus-westerwald@t-online.de
mailto:frauenhaus@drk-worms.de
mailto:maedchenzuflucht@maedchenhaus-mainz.de
mailto:maedchenzuflucht@maedchenhaus-mainz.de
mailto:beratungsladen@t-online.de
mailto:beratungsladen@t-online.de
mailto:Lila-Villa@web.de
mailto:kreuznacher-frauenhaus@t-online.de
mailto:kreuznacher-frauenhaus@t-online.de
mailto:frauenberatung-donnersbergkreis@gmx.de
mailto:frauenberatung-donnersbergkreis@gmx.de
mailto:frauenhausft@gmx.de
mailto:frauenhausft@gmx.de
mailto:frauenhaus-io@web.de
mailto:frauenhaus-io@web.de
mailto:Frauenzuflucht-kl@gmx.de
mailto:Frauenzuflucht-kl@gmx.de
mailto:beratungsladen@skf-koblenz.de
mailto:beratungsladen@skf-koblenz.de
mailto:frauenhaus-lamdau@t-online.de
mailto:frauenhaus-lamdau@t-online.de
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Beratungsstelle Frauenhaus Lud-
wigshafen 

Tel.: 0621 621955, Frauenhaus-
Lu.eV@t-online.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Mainz Tel.: 06131 279292, kon-
takt@frauenhaus-mainz.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Neustadt Tel.: 06321 2329, frauenhaus-nw@t-
online.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Pirma-
sens 

Tel.: 06331 92626, frauenhaus-
pirmasens@t-online.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Südpfalz Tel.: 06341 89626, Frauenhaus-
Landau@t-online.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Trier Tel.: 0651 1441914, nachbetreu-
ung@frauenhaus-trier.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Wester-
wald, 

Tel.: 02662 946630, frauenhaus-
westerwald@t-online.de 

Beratungsstelle Frauenhaus Worms Tel.: 06241 43591, frauenhaus@drk-
worms.de 

 

mailto:Frauenhaus-Lu.eV@t-online.de
mailto:Frauenhaus-Lu.eV@t-online.de
mailto:kontakt@frauenhaus-mainz.de
mailto:kontakt@frauenhaus-mainz.de
mailto:frauenhaus-nw@t-online.de
mailto:frauenhaus-nw@t-online.de
mailto:frauenhaus-pirmasens@t-online.de
mailto:frauenhaus-pirmasens@t-online.de
mailto:Frauenhaus-Landau@t-online.de
mailto:Frauenhaus-Landau@t-online.de
mailto:nachbetreuung@frauenhaus-trier.de
mailto:nachbetreuung@frauenhaus-trier.de
mailto:frauenhaus-westerwald@t-online.de
mailto:frauenhaus-westerwald@t-online.de
mailto:frauenhaus@drk-worms.de
mailto:frauenhaus@drk-worms.de
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IMPRESSUM 
 
Herausgeber 
 

Für die Landesregierung Rheinland-Pfalz: 

 

Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz 

Kaiser-Friedrich-Straße 5a 

55116 Mainz 

 

Telefon: 06131 16-0 (zentraler Telefondienst) 

poststelle@mifkjf.rlp.de 

www.mifkjf.rlp.de 

 

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Landesregierung 

Rheinland-Pfalz herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch Wahlbewerberin-

nen und -bewerbern oder Wahlhelferinnen und -helfern im Zeitraum von sechs Mo-

naten vor einer Wahl zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für 

Kommunal-, Landtags-, Bundestags- und Europawahlen. Missbräuchlich ist während 

dieser Zeit insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informations-

ständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkleben parteipolitischer 

Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte 

zum Zweck der Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden 

Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinah-

me der Landesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden wer-

den könnte. Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer ei-

genen Mitglieder zu verwenden. 
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